Handel 

Angestellte
Ausbildungskostenersatz




Zwischen der

	Firma ........................................................................................................


(im Folgenden Arbeitgeber genannt)
und
	Herrn/Frau .................................................................................................


(im Folgenden Arbeitnehmer genannt)
wird folgende
Vereinbarung
über den RückErsatz von Ausbildungskosten
getroffen:

1. Der Arbeitgeber ermöglicht dem Arbeitnehmer eine Aus- und/oder Weiterbildung zum ......................................................, verbunden mit der Absolvierung folgender Ausbildungsveranstaltungen: .........................................................
...........................................................................................................

2. Der Arbeitgeber übernimmt die Kosten für die oben genannten Ausbildungsveranstaltungen in der Höhe von € .................................................
· Der Arbeitgeber übernimmt weiters die Entgeltzahlung für den Zeitraum der oben genannten Ausbildungsveranstaltungen.
3. Der Arbeitnehmer bestätigt ausdrücklich, dass durch die vorgesehene Aus- und/oder Weiterbildung ein für ihn auch außerhalb des Arbeitsverhältnisses verwertbarer Vorteil (z.B. Verbesserung der Verdienstchancen bei Wechsel des Arbeitsplatzes) erzielt wird.

4. Endet das Arbeitsverhältnis vor Ablauf von 4 Jahren nach Erwerb der Kenntnisse und Fähigkeiten aus der Aus- und/oder Weiterbildung nicht durch 
· Auflösung während der Probezeit, 

· unbegründete Entlassung,
· begründeten vorzeitigen Austritt,

· Entlassung wegen dauernder Arbeitsunfähigkeit oder
· Arbeitgeberkündigung, es sei denn, diese erfolgt aus Verschulden des 

Arbeitnehmers,

verpflichtet sich der Arbeitnehmer, die vom Arbeitgeber getragenen Kosten für die oben genannten Ausbildungsveranstaltungen in der Höhe von € .............................
· sowie die Kosten der Entgeltzahlung für den Zeitraum der oben genannten Ausbildungsveranstaltungen in der Höhe von € ............................................
folgendermaßen zurückzuzahlen:
· Wird das Arbeitsverhältnis in dem Monat beendet, in dem die Ausbildung abgeschlossen wurde, hat der Arbeitnehmer die gesamten Kosten rückzuerstatten.

· Wird das Arbeitsverhältnis später beendet, hat der Arbeitnehmer die gesamten Kosten abzüglich 1/48 für jeden Monat, in dem das Arbeitsverhältnis später endet, zurückzuerstatten.
5.
Zeiten eines Präsenz-/Zivildienstes nach dem Arbeitsplatzsicherungsgesetz sowie einer Karenz nach dem Mutterschutzgesetz/Väterkarenzgesetz werden nicht auf den Zeitraum von 4 Jahren nach Erwerb der Kenntnisse und Fähigkeiten aus der Aus- und/oder Weiterbildung angerechnet und verlängern diesen Zeitraum entsprechend. 

6.
Endet das Arbeitsverhältnis nach Ablauf von 4 Jahren nach Erwerb der Kenntnisse und Fähigkeiten aus der Aus- und/oder Weiterbildung, besteht keine Rückzahlungsverpflichtung des Arbeitnehmers.
	....................................,
	am ..............................

	Ort
	Datum


	................................................
	.................................................

	Arbeitgeber
	
	
	gelesen und ausdrücklich einverstanden
Arbeitnehmer


· Falls nicht zutreffend, bitte streichen!

Dieses Muster ist ein Produkt der Zusammenarbeit aller Wirtschaftskammern. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an:

Burgenland Tel. Nr.: 0590 907-2330, Kärnten Tel. Nr.: 0590 904, Niederösterreich Tel. Nr.: (02742) 851-0,

Oberösterreich Tel. Nr.: 0590 909, Salzburg Tel. Nr.: (0662) 8888-397, Steiermark Tel. Nr.: (0316) 601-601,

Tirol Tel. Nr.: 0590 905-1111, Vorarlberg Tel. Nr.: (05522) 305-1122, Wien Tel. Nr.: (01) 51450-1010

Hinweis: Diese Information finden Sie auch im Internet unter http://wko.at. Alle Angaben erfolgen trotz sorgfältigster Bearbeitung ohne Gewähr. Eine Haftung der Wirtschaftskammern Österreichs ist ausgeschlossen. Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide Geschlechter!

